
Meine Damen und Herren, nächster Redner für die SPD-
Fraktion ist der Kollege Brammer.

Axel Brammer (SPD):
Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen

und Kollegen! „Was man verspricht, muss man auch halten - Kinder sind uns mehr wert!“ Das ist die
Überschrift des vorliegenden Entschließungsantrags der SPD-Fraktion. Wie wichtig dies ist, zeigen
die neuesten Zahlen der statistischen Ämter des Bundes und der Länder. Unsere Krippen bilden
nach wie vor das Schlusslicht. Unsere Kitas liegen ganz weit hinten. Unser Ziel ist es, dass
Niedersachsen von der derzeitigen Schlusslichtposition im Bereich der frühkindlichen Bildung ganz
nach vorn kommt.

(Zustimmung bei der SPD)

Dazu gehört natürlich, dass wir die Gruppenstärke in den Kindertagesstätten reduzieren, dass wir
den Personalschlüssel sowohl in den Kindertagesstätten als auch in den Krippen verbessern - ich er-
wähne beispielhaft die dritte Krippenkraft - und dass wir die Verfügungsstunden der Fachkräfte erhöhen.
Dies begründe ich beispielhaft mit den gestiegenen Anforderungen aufgrund des von den
Fachverbänden entwickelten Orientierungsplans sowie mit den Anforderungen nach § 8 a SGB VIII.

Kindertagesstätten sind keine Aufbewahrungsorte, sondern Bildungseinrichtungen.

(Zustimmung bei der SPD)

Dazu gehört deshalb auch, dass wir dafür sorgen, dass in den nächsten Jahren genügend Fachkräfte
ausgebildet werden können und dass wir vor dem Hintergrund der entsprechenden UN-Konvention
das Thema Inklusion konsequent auch in Krippen angehen.

(Zustimmung bei der SPD)

Letztendlich gehört dazu auch, dass alle Kindergartenjahre beitragsfrei gestellt werden, wie es die
Regierungsfraktionen versprochen haben.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung bei der LINKEN)

Meine Damen und Herren, wenn wir im Bildungsbereich weiterkommen wollen, dann ist die Erfüllung
der von uns gestellten Forderungen zur Erreichung dieses Ziels unerlässlich.

Die von der Fraktion DIE LINKE eingebrachten Anträge sind zwar wünschenswert, jedoch aus Sicht
der SPD-Fraktion zumindest zurzeit nicht seriös finanzierbar. Deshalb werden wir uns bei der
Abstimmung über diese Anträge der Stimme enthalten.

Ich weiß, was wir gleich von den Regierungsfrakti-onen hören werden. Wahrscheinlich werden wir ein
Loblied auf all das hören, was in diesem Bereich schon alles gemacht wurde. An erster Stelle wird
wahrscheinlich das nifbe genannt, dann werden die vielen Modellprojekte erwähnt. In den Einrich-
tungen lästert man über „Projektitis“.

(Norbert Böhlke [CDU]: Wovon reden Sie?)
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Davon werden die Arbeitsbedingungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter allerdings nicht besser.

Ich möchte noch auf etwas eingehen, was die Kollegin Vockert anlässlich der ersten Lesung dieser
Anträge am 27. August 2009 von sich gegeben hat. Sie sagte z. B.:

„Mindeststandards werden garantiert. Jede Kommune, jeder Träger hat es in der Hand zu
sagen: Wir machen mehr.“

Das stimmt. Dabei handelt es sich aber um freiwil-lige Leistungen. Irgendwann wird die Kommunal-
aufsicht eingreifen und den ärmeren Kommunen die dritte Kraft in den Einrichtungen versagen. Dann
haben wir die Situation, dass es ein vernünftiges Krippenangebot nur in den Bereichen gibt, in denen
die Kommunen über die notwendigen Finanzmittel verfügen. Dies trifft insbesondere die Gemeinden,
die durch hohe Arbeitslosigkeit oder soziale Brennpunkte anderer Art gekennzeichnet sind.

Unser Innenminister hat in einem Schreiben vom 19. Dezember 2008 zur Cuxland-Erklärung sehr
deutlich gemacht, was auf uns zukommt. Er erklärt in diesem Schreiben, dass dem Landkreis Cuxha-
ven im Rahmen der Umsetzung des sogenannten Krippengipfels insgesamt 5,4 Millionen Euro zu-
stünden.

Weiter merkt er an: Im Landkreis Cuxhaven haben sich die Kommunen entschieden, hauptsächlich in
den Ausbau von Krippenplätzen zu investieren. Die wesentlich kostengünstigeren Investitionen zur
Schaffung von entsprechenden neuen Betreuungsplätzen im Bereich der Kindertagespflege kommen
im dortigen Betreuungskonzept kaum vor. Gerade für kleine Kommunen könnten entsprechende In-
vestitionen auch im Bereich der Kindertagespflege eine Lösung sein, die einer angespannten Finanz-
lage Rechnung tragen und das angestrebte Ausbauziel realisierbar machen.

So viel zum Thema Einflussnahme.

(David McAllister [CDU]: Ja und?)

Mit derartigen Formulierungen macht der Minister deutlich, wohin die Reise gehen soll.

Ich möchte auf noch etwas eingehen, was Frau Vockert am 27. August 2009 gesagt hat, und zwar zur
Betriebskostenförderung: „Der Bund gibt unter dem Strich 29,9 %, die Kommunen geben 34,05 %,
und das Land ist mit 35,7 %, also dem größten Brocken, dabei.“

Ich habe irgendwann einmal gelernt, dass man beim Addieren von Prozentwerten bei 100 landen
muss. Bei der Addition dieser Prozentzahlen komme ich aber auf mehr als 100 %.

Außerdem frage ich mich, wo eigentlich der Elternanteil bleibt. Diesen hat die Landesregierung in
Übereinstimmung mit den kommunalen Spitzenverbänden bei 25 % der Gesamtkosten festgelegt.
Das bedeutet, dass sich die Werte, die Frau Vockert genannt hat, auf die übrigen 75 % beziehen.
Somit schrumpft der Landesanteil von 35,7 % auf magere 26,75 %. Sie betreiben also Augenwische-
rei.

(Beifall bei der SPD und Zustimmung bei der LINKEN)

Ein 25-prozentiger Elternbeitrag bedeutet für eine Ganztagseinrichtung 250 Euro pro Monat. Bei
einer Teilzeiteinrichtung sind dies 200 Euro pro Monat. Sagen Sie uns doch einmal, welche Eltern
diese Beiträge zahlen sollen!

Ich befürchte, dass Sie die Krippen nach 2013 gar nicht weiter ausbauen wollen. Bei Bedarf verwei-
sen Sie auf die günstigeren Tagesmütter. Den Eltern muten Sie Beiträge zu, die zumindest von vielen
überhaupt nicht gezahlt werden können. Diejenigen, die aufgrund eines geringen Einkommens Anspruch
auf wirtschaftliche Jugendhilfe haben, werden dann ab 2013 unter Umständen über das geplante
Betreuungsgeld in Höhe von 150 Euro aus den Einrichtungen herausgekauft.

(Beifall bei der SPD)

Zum Thema Betreuungsgeld haben Sie sich bezeichnenderweise noch überhaupt nicht geäußert.



Meine Damen und Herren von der CDU und von der FDP, bekennen Sie endlich Farbe!

Das Thema frühkindliche Bildung - das gilt wohlgemerkt nicht für alle von Ihnen, aber für viele - ist für
Sie einfach nur lästig. Am Geld kann es aber doch nun wirklich nicht liegen.

Wer wie Sie meint, trotz schwieriger Zeiten noch Steuergeschenke verteilen zu können, kann uns
nicht allen Ernstes erzählen, die frühkindliche Bildung sei nicht finanzierbar.

(Beifall bei der SPD)


